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Ein Grundrecht ist geboren!
Die Geburt eines Sterns! Drunter ging’s nicht bei Heribert Prantl, dem 
Kommentator der Süddeutschen Zeitung. Er erkannte eine „juristi-
sche und gesellschaftspolitische Sensation“, die mit dem astrophysi-
kalischen Spektakel vergleichbar sei. Der Datenschutzverein Foebud, 
der die Verfassungsbeschwerde mitfinanziert hatte, sah einen „großen 
Tag für die Bürgerrechte“ und einen „Wendepunkt“ gekommen. Und 
der Bundesdatenschutzbeauftragte Peter Schaar (Grüne) sprach von 
der wichtigsten Entscheidung des BVerfG seit dem Volkszählungs-
Urteil²  von 1983. In jenem Urteil, an das viele Bürgerrechtler/innen 
heute etwas nostalgisch erinnern, hatte das BVerfG das Grundrecht 
auf informationelle Selbstbestimmung „erfunden“, sozusagen den 
Vorläufer zum neuen Computer-Grundrecht. Das Urteil wurde da-
mals als großer Erfolg der Anti-Volkszählungs-Proteste verbucht.

Zugleich, und das ist für die historische Bedeutung der damali-
gen Intervention aus Karlsruhe nicht weniger wichtig, markierte das 
Urteil auch den Zeitpunkt, ab dem viele Protestler/innen wieder nach 
Hause gingen, zufrieden darüber, mit ihrem Anliegen doch noch Ge-
hör beim Staat gefunden zu haben. Dem höchsten deutschen Gericht 
gelang auf diese Weise eine bemerkenswerte Integrationsleistung: 
Nicht wenige der Volkszählungs-Boykotteur/innen, die sich vorher in 
grundsätzlicher Opposition zu einem wieder aufrüstenden, Atommüll 
produzierenden und Berufsverbote verhängenden Staat gesehen hat-
ten, entdeckten im BVerfG erstmals einen vermeintlichen politischen 
Partner auf Seiten des Staates. Das höchste deutsche Gericht wurde 
fortan gerade von linker und liberaler Seite für seine angebliche poli-
tische Unabhängigkeit gerühmt.

Heute gilt das Volkszählungs-Urteil als Meilenstein des Datenschut-
zes. Wer der Frage nachspüren will, ob die gegenwärtig zu beobachtende 
Begeisterung über ein weiteres „Grundsatzurteil“ auf diesem Gebiet ge-
rechtfertigt ist, kann fragen: Was hat das Urteil von 1983 gebracht?

Viele Paragraphen, nicht viele Rechte
Die rasante Zunahme von technischer Überwachung sowohl durch 
den Staat als auch durch Private ist in den vergangenen 25 Jahren 
infolge der „informationellen Selbstbestimmung“ in rechtlich ge-
ordnete, „rechtsstaatliche“ Bahnen gepresst worden, gebremst wurde 
sie aber nicht. Zwar verlangt das Bundesverfassungsgericht seit dem 
Volkszählungs-Urteil eine gesetzliche Grundlage für jegliche Daten-

erhebung durch den Staat, so dass Behörden nicht mehr ein-
fach spontan Daten sammeln können. Andererseits reicht die 
Schaffung einer gesetzlichen Grundlage aber meist auch schon 
aus, um eine Datenerhebung zulässig zu machen.

Der Gesetzgeber nutzte die Schaffung von Gesetzen über 
die Datenerhebung in den Folgejahren vor allem für eine Ab-
sicherung der behördlichen Praxis, bzw. sogar zur Schaffung 
von zusätzlichen Befugnissen, etwa zur Videoüberwachung 
öffentlicher Räume.³ Das deutsche Datenschutzrecht erwies 
sich als geradezu exemplarisch dafür, wie sich gesetzliche Rege-
lungen, die zur Begrenzung staatlicher Macht gedacht waren, 

faktisch als Legitimationsnormen für neue staatliche Eingriffe auswir-
ken können.⁴ Die entscheidende praktische Folge des Volkszählungs-
Urteils besteht heute letztlich darin, dass mittlerweile eine derartige 
Vielzahl von komplizierten Datenschutz- bzw. Datenerhebungsrege-
lungen entstanden ist, dass ein Überblick praktisch unmöglich gewor-
den ist, wie der Bundesdatenschutzbeauftragte Peter Schaar in seinem 
aktuellen Buch einräumt.⁵ 

Während gegenwärtig das neue Urteil zur Online-Durchsuchung 
bejubelt wird, kann das alte „Datenschutz-Grundrecht“ von 1983 
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Es ist ein wenig wie Kinderkriegen“, schwärmte die Bloggerin Twis-
ter, die zu den Kläger/innen der Verfassungsbeschwerde gegen die 
Online-Durchsuchung gehört hatte. „Das ist mein Baby!“ Das 

Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hatte in seinem Urteil zur Online-
Durchsuchung, das im Februar 2008 erging, zum ersten Mal von einem 
neuen „Grundrecht auf Gewährleistung der Vertraulichkeit und Integri-
tät informationstechnischer Systeme“ gesprochen¹ und damit bei vielen 
Gegner/innen der Online-Durchsuchung Stürme der Begeisterung aus-
gelöst.
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schon seinen 25. Geburtstag feiern. Zugleich lässt die mittlerweile 
etablierte Telefon-, Video-, Konto- und Online¬überwachung aber 
die Volkszählung von 1987, gegen die das „Datenschutz-Grundrecht“ 
ein Sieg sein sollte, als geradezu harmlos erscheinen. Wer zu Beginn 
der achtziger Jahre gegen die Volkszählung mobilisiert hat und sich 
anschließend mit dem damaligen Urteil des BVerfG zufrieden gege-
ben hat, dürfte sich rückblickend eigentlich nicht als Gewinner/in 
fühlen.

Auch wer nach dem Jubel über das Urteil zur Online-Durchsu-
chung mit brummendem Schädel aufgewacht ist, konnte seither fest-
stellen, dass die Einführung der heimlichen Online-Durchsuchung 
durch dieses neue Urteil nicht etwa abgewendet wurde, sondern nun 
vielmehr ausgemachte Sache ist. Indem das Gericht Hinweise dar-
auf gab, unter welchen Voraussetzungen eine Online-Durchsuchung 
künftig zulässig wäre, hat es die nun kommenden, zurechtgestutzten 
Gesetze der Länder schon im Voraus legitimiert, ihnen de facto „den 
roten Teppich“ ausgerollt, wie es der CILIP-Redakteur Heiner Busch 
kürzlich auf der Konferenz „Sicherheitsstaat am Ende“⁶ formulierte.

Integrationsfigur Bundesverfassungsgericht
Die rätselhafte Liebe vieler Bürgerrechtler/innen zum BVerfG, die 
1983 begründet wurde, ist immer noch stark. Das macht sich inzwi-
schen vor allem in einer problematischen Verschiebung des bürger-
rechtlichen Diskurses bemerkbar. Die öffentliche Diskussion über 
staatliche Überwachung hat sich durch die „Verrechtlichung“ des 
Themas Datenschutz in den vergangenen Jahren merklich verscho-
ben, weg von der ursprünglichen Frage der Anti-Volkszählungs-Pro-
teste „Ist eine bestimmte Überwachungsmaßnahme politisch kritik-
würdig?“ hin zur wesentlich unkritischeren Frage „Gibt es rechtliche 
Einwände?“.

Zur nächsten Volkszählung, welche die EU für 2011 plant, erklär-
te Peter Schaar vor kurzem schlicht, er könne „keine verfassungsrecht-
lichen Bedenken“ erkennen. Deshalb habe er nichts mehr dagegen 
einzuwenden.⁷

Solange staatliche Behörden, die neue Überwachungstechniken 
einführen wollen, sich an die dafür vorgeschriebene rechtsstaatliche 
Prozedur halten, d.h. zunächst entsprechende Gesetze schaffen und 
sich anschließend in deren Rahmen bewegen, haben sie also weder 
von staatlichen Datenschutzbeauftragten noch vom BVerfG nennens-
werten Widerspruch zu befürchten – und in der Folge häufig auch 
nicht von jenen Bürgerrechtler/innen, die sich vor allem auf diese bei-
den Instanzen als Autoritäten berufen. Und solange der Gesetzgeber 
ein ausreichend gewichtiges Ziel seiner Maßnahme benennen kann, 
was ihm bei der automatischen Erfassung von Kfz-Kennzeichen al-
lerdings zuletzt nicht gelang,⁸ bleibt auch das verfassungsrechtliche 
Korrektiv der „Verhältnismäßigkeit“ ein stumpfes Schwert.

Kochen und Kellnern
Wie wenig die Rechtsprechung des BVerfG im Bereich der staatlichen 
Überwachung einen emanzipatorischen Maßstab darstellt, macht al-
lein der Blick auf seine jüngsten Urteile deutlich. Wie das Gericht in 
seinem Urteil zur Online-Durchsuchung erklärte, sei es vor dem Hin-
tergrund des Grundgesetzes zumindest nicht grundsätzlich zu bean-
standen, wenn der Staat künftig nicht mehr offen, sondern heimlich 
auf private Computer zugreife. Das Gericht hat seine bisherige Recht-
sprechung zur heimlichen Verwanzung von Wohnungen („Großer 
Lauschangriff“) damit auf PC-Festplatten übertragen, weshalb jetzt 
für Laptops das gilt, was bisher schon für Wohnungen galt: Die Poli-

zei darf zugreifen und dabei die Privatsphäre ausforschen, nicht aber 
die Intimsphäre, wo auch immer die Grenze zwischen beidem liegen 
mag. Beendet wurde das umstrittene Ausforschen von Privatrechnern 
damit nicht.

Wie auch? Der Prüfungsmaßstab des Gerichts, das Grundgesetz, 
sieht die Möglichkeit einer heimlichen Überwachung der Telekom-
munikation in Art.10 Abs.2 S.2 GG ebenso ausdrücklich vor wie die 
heimliche Überwachung von Privatwohnungen in Art.13 Abs.3-6 
GG („Großer Lauschangriff“). Nach den Plänen der Großen Koali-
tion soll Art.13 GG nun bald sogar um den Zusatz eines „Großen 
Spähangriffs“ erweitert werden, sodass in Wohnungen künftig auch 
mit versteckter Kamera überwacht werden darf.⁹ Das BVerfG ist nicht 
in einer Position, hiergegen zu protestieren. Schließlich kann es aus 
Gründen der Gewaltenteilung nur diejenige Verfassung „hüten“, die 
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man ihm vorsetzt. Damit ist das höchste deutsche Gericht aber, an-
ders als viele seiner Fans es glauben, auch weit davon entfernt, die 
Ausbreitung staatlicher Überwachung in irgendeinem Lebensbereich 
grundsätzlich zu stoppen.

Verschiebung des Diskurses
In dem Bemühen, das mächtige BVerfG auf ihre Seite zu ziehen, 
argumentieren dennoch nicht wenige Kritiker/innen der gegenwär-
tigen Sicherheitspolitik vor allem mit verfassungsrechtlichen Beden-
ken, das heißt, da das Verfassungsrecht größtenteils aus Richterrecht 
besteht, mit Stichworten aus Karlsruhe. Der öffentliche Diskurs kon-
zentriert sich häufig auf angebliche „verfassungsrechtliche Knack-
punkte“ anstatt auf den politischen Gehalt einer neuen Entwicklung. 
So etwa im Fall der Online-Durchsuchung: Neu an dieser Maßnah-
me ist allein, dass die schon bisher praktizierte Durchsuchung von 
Computern künftig nicht mehr offen per Beschlagnahme, sondern 
heimlich per Spionagesoftware durchgeführt wird – ein Rückzug 
der Ermittler/innen ins Geheime. In der öffentlichen Kritik an der 
Online-Durchsuchung war stattdessen zumeist die Rede davon, dass 
die Festplatte als Teil der „unantastbaren Intimsphäre“ zu schützen 
sei, womit an Begrifflichkeiten des Bundesverfassungsgerichts an-
geknüpft wurde. Die Ausweitung geheimer Ermittlungsbefugnisse 
von den Geheimdiensten auf die Polizei, die als Entwicklung viel 
brisanter ist, wurde dagegen kaum erwähnt.¹⁰ Schließlich hat man 
hiergegen, trotz des rechtsstaatlich bedeutenden Prinzips der Tren-
nung von Polizei und Geheimdiensten („Trennungsgebot“), das im 
deutschen Grundgesetz allerdings nur vage an Art. 87 I S.2 GG 
festgemacht werden kann, beim Bundesverfassungsgericht schlechte 
Chancen. Denn die genaue Ausgestaltung des Gebots ist nicht im 
Grundgesetz bestimmt.

So gibt das höchste deutsche Gericht, dessen zwei Senate zu glei-
chen Teilen mit Kandidat/innen von SPD und CDU/CSU besetzt 
sind, letztlich einem Teil der Kritik die Richtung vor. Das führt 
paradoxerweise auch dazu, dass viele liberal-rechtsstaatlich argu-
mentierende Bürgerrechtler/innen sich heute weniger für Freiräume 
gegenüber dem Staat engagieren als für die Stärkung der dritten Ge-
walt im Staat gegenüber der zweiten. Ein großer Teil der Empörung 
besteht oft darin, dass „die Exekutive“ es an Respekt vor Gerichts-
urteilen mangeln lasse – Bundesverfassungsgericht gut, Politik böse. 
Mit einer solchen Argumentation macht man sich natürlich hilflos, 

wenn das Gericht wieder einmal, wie schon oft, einen von bürger-
rechtlicher Seite kritisierten Grundrechtseingriff billigt.

„Bringt Kerzen und Grundgesetze mit!“
Zwar ist nicht zu bestreiten, dass das BVerfG gelegentlich erfreu-
liche Urteile fällt, zuletzt etwa zum Flugsicherheitsgesetz¹¹ oder 
zum Transsexuellengesetz.¹² Im Bereich der präventiven staatlichen 
Überwachung allerdings, welche die junge, technophile „Bürger-
rechtsbewegung 2.0“ rund um den Arbeitskreis Vorratsdatenspei-
cherung derzeit mit großem Medienecho thematisiert, muss die Bi-
lanz aber ehrlicherweise anders ausfallen. Anstatt sich mit liberalen 
Ex-Innenministern oder staatlichen Datenschutzbeauftragten in die 
Arme zu fallen, wenn angeblich schon wieder ein neues Grundrecht 
geboren worden ist, genügt schon ein Blick in die kurze Geschichte 
des Datenschutzes in Deutschland, um zu sehen, wie absurd wenig 
das „gefühlte Bündnis“ mit dem BVerfG in diesem Bereich gebracht 
hat – und wie dominierend es leider gleichzeitig im Diskurs der Bür-
gerrechtler/innen geworden ist.

Staatliche Überwachung ist kein Selbstzweck, sondern ein po-
litisches Instrument, das für ganz konkrete Ziele eingesetzt wird. 
Sie findet gegenwärtig Verwendung vor allem in einer zunehmend 
repressiven Sozialpolitik, der Vertreibung von Randständigen aus 
dem öffentlichen Raum sowie der Perfektionierung der europäischen 
Flüchtlingsabwehr.13 Mit staatstragenden Bürgerrechtler/innen, de-
nen es nach eigenem Bekunden nur darum geht, „unbescholtene 
Bürger“ vor Schäubles falschen Verdächtigungen zu schützen – und 
mehr verlange man doch gar nicht – sollten die Gemeinsamkeiten 
spätestens hier enden.

Die populären Anti-Volkszählungs-Proteste von vor 1983, an 
welche die heutige „Bürgerrechtsbewegung 2.0“ ausdrücklich an-
knüpfen möchte, waren noch von dem Hauptargument getragen, 
dass man die staatlichen Autoritäten nicht bei ihrer konkreten Po-
litik unterstützen mochte, erst recht nicht mit Informationen über 
die eigene Person, von denen man nicht wusste, was später mit ihnen 
geschehen würde. Das mag schlicht gewesen sein. Wenn aber bei den 
heutigen Kritiker/innen der Sicherheitspolitik die Hoffnung auf das 
BVerfG bereits das höchste der Gefühle darstellt, dann findet eine 
grundsätzliche, politische Kritik gar nicht mehr statt. Dann streiten 
am Ende Bürgerrechtler/innen mit Innenpolitiker/innen darum, wer 
heute die wahren Verfassungspatriot/innen sind. 

Ron Steinke promoviert in Hamburg. Bei dem Artikel handelt es sich 
um die überarbeitete Fassung eines Beitrags für den Sammelband 
„Initiative Leipziger Kamera (Hrsg.), Kontrollverluste. Interventionen 
gegen Überwachung“ (2008).
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Beispielhaft: Kutscha, Martin, Trojanische Pferde im Heimcomputer. 

Die Online-Durchsuchung kommt, Grundrechtereport 2008, 149ff.

Ausführlich: Lincoln, Sarah / Rotermund, Nils, Die neuen Grenzen der 

Sicherheit? Die Anti-Terrorgesetze vor dem Bundesverfassungsgericht, 

Forum Recht (FoR) 2007, 5ff.

Zum aktuellen Urteil: Gehrken, Jan, Keine Scheidungspflicht für Trans-

sexuelle FoR 2008, Seite 139; zum letzten Urteil: Steinke, Ron, Kritik 

am Transsexuellengesetz, Forum Recht (FoR) 2006, 62.

Näher dazu: Lehnert, Matthias, Mit Blick auf die Ränder. Überwachung 

und Kontrolle von MigrantInnen, in: Initiative Leipziger Kamera (Hrsg.), 

Kontrollverluste. Interventionen gegen Überwachung, 2008, 111ff.
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